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Der Umgang mit China erfordert von der EU eine grundsätzliche Positio

nierung, stellt sich aber je nach Einzelthema sehr unterschiedlich dar, was  

Kooperations- und Konfliktpotenziale angeht. Diese Komplexität sollte  

berücksichtigt werden und in eine China-Politik münden, die europäische  

Autonomie und Flexibilität bewahrt, ohne fundamentale Werte zu opfern. 

Hierfür ergeben sich auf der Ebene friedenspolitisch relevanter Einzelthemen 

jeweils unterschiedliche Ziele und Handlungsspielräume. 

F.1 	�� Europa zwischen den Großmächten 

D er Aufstieg Chinas ist ein Megatrend, der das weltweite Machtgefüge stärker beein-

flusst als irgendein anderes Phänomen seit dem Ende des Kalten Krieges. Während 

die Etablierung Chinas als neue Supermacht lange als wahrscheinliche, aber dennoch 

abstrakte Möglichkeit galt, scheint diese Realität inzwischen in greifbare Nähe gerückt: 

Gemäß einer Umfrage des European Council on Foreign Relations (ECFR) im Januar 

2021 erwartet inzwischen eine Mehrheit der europäischen Bürger, dass China bis 2030 

die USA als führende Weltmacht ablösen wird (→ Krastev und Leonard 2021). 

Dieser Prozess der Wachablösung oder zumindest Etablierung auf Augenhöhe ist von 

zentraler Bedeutung für Fragen der internationalen Friedens- und Sicherheitspolitik, da 

er zunächst einmal den Konflikt zwischen den beiden Großmächten selbst verschärft. 

2020 kam es zu einem rapiden Anstieg der Spannungen, die sich aus fundamentalem 

strategischem Misstrauen, expansiven sicherheitspolitischen Erwägungen und ideolo-

gischen Konflikten speisten. Auf amerikanischer Seite mehren sich Stimmen, die eine 

„strategische Entkopplung“ beider Staaten fordern und aus sicherheitspolitischen Er-

wägungen dafür plädieren, die bislang florierenden Wirtschaftsbeziehungen einzu-

schränken. In China wiederum wachsen der Glaube an die Überlegenheit des eigenen 

Systems und der Verdacht, dass der eigene Aufstieg durch solche Maßnahmen hinter-

trieben werden soll. Die neu gewählte US-Regierung könnte eine weitere Eskalation 

vermeiden und punktuell auf Entspannung setzen, das tiefgreifende beiderseitige Miss-

trauen wird jedoch eine Konstante bleiben.

Tiefes Misstrauen  

zwischen China und 

USA
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Diese Spannungen erreichen zwar noch nicht das Ausmaß eines neuen „Kalten Kriegs“, 

begründen aber einen global strukturbildenden Großmachtkonflikt, in dem auch Euro-

pa seine Rolle erst noch finden muss. Sowohl China als auch die USA unter der neuen 

Biden-Regierung werben inzwischen intensiv um europäische Unterstützung, was zu-

letzt in den Verhandlungen um ein europäisch-chinesisches Investitionsabkommen 

deutlich wurde. Generell lässt sich raten, diese Position bewusst zu nutzen und so lange 

wie möglich zu bewahren, anstatt sich vorschnell und vollumfänglich auf eine Seite zu 

schlagen. Dies sollte nicht als Aufruf zu einer Politik der Neutralität oder „Äquidistanz“ 

missverstanden werden. Die Beibehaltung einer robust institutionalisierten transatlanti-

schen Partnerschaft ist im europäischen Interesse und wird auch in Zukunft eine größere 

Nähe begründen. Dem Vorhaben der Biden-Regierung, die unter Trump geschädigte  

gemeinsame Wertebasis wiederherzustellen, sollte ebenfalls mit Sympathie begegnet 

werden. Auch wenn sich Europa stärker emanzipiert und sich dadurch die internationale 

Struktur hin zu einem strategischen Dreieck verschiebt, wird dieses asymmetrisch sein.

Stärkere europäische Autonomie sollte sich jedoch vor allem in der eigenständigen For

mulierung chinapolitischer Ziele niederschlagen. Dafür gibt es mehrere Gründe: Erstens 

maximiert Flexibilität den eigenen Einfluss in separaten Verhandlungen über konkrete 

Sachthemen und, damit einhergehend, die europäische Gestaltungsfähigkeit im Allge-

meinen. Zweitens kann sich Europa so für eine Vermittlerrolle zwischen Washington 

und Peking anbieten, zur Deeskalation von Spannungen beitragen und ihre besonderen 

Stärken als Zivilmacht ausspielen. Drittens steht Europa – im Gegensatz zu den USA 

egal unter welcher Regierung – in China nicht im Verdacht, einen Einhegungskurs zu 

verfolgen; das daraus erwachsende größere Vertrauen würde sich jedoch schnell ver-

flüchtigen, wenn die EU rückhaltlos auf die US-Linie einschwenkte. Viertens kann diese 

Wahrnehmung genutzt werden, um gegenüber China robuste Kritik an strittigen Fragen 

vor allem in der Menschenrechtspolitik zu äußern, die umso glaubwürdiger ist, wenn 

sie nicht als Vehikel für machtpolitische Interessen abgetan werden kann.

Ein solcher Kurs bietet daher zahlreiche Vorteile, um den positiven europäischen Ein-

fluss in einer Welt zu bewahren, die zunehmend von Unsicherheit und Spaltung geprägt 

ist. Er entspricht den Bemühungen der EU wie auch einflussreicher Mitgliedsstaaten, 

unter dem Schlagwort der „strategischen Autonomie“ die Stärkung der eigenen Kapa-

zitäten und Handlungsfähigkeit zu forcieren. Dieser Kurs stellt jedoch weitaus größere 

Ansprüche an die Leistungsfähigkeit europäischer Außenpolitik. Vor allem gilt es, im 

Verhältnis zu China verschiedene Sachthemen trennscharf voneinander abzugrenzen. 

Solche Prozesse sind angesichts der Komplexität EU-interner Entscheidungsfindungen 

langwierig, wurden aber inzwischen angestoßen. Seit 2019 besteht mit dem „EU-China 

Strategic Outlook“ ein gesamteuropäischer Ansatz, der die Vielschichtigkeit der Bezie-

hungen unterstreicht und sie je nach Thema als partnerschaftlich, kompetitiv oder als 

Rivalität bezeichnet (→ Europäische Kommission 2019). Eine solch differenzierte  

Sichtweise ist notwendig und angemessen, gerade weil immer mehr internationale Poli-

tikfelder, in denen sich jedoch sehr unterschiedliche Gewichtungen von normativen 

Europa muss seine 

Rolle im Großmacht-

konflikt finden
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Überzeugungen und Interessen zeigen, von chinesischem Handeln beeinflusst werden. 

Eine Aufspaltung der China-Politik in verschiedene Felder sollte daher nicht als Zeichen 

einer prinzipienlosen Beliebigkeit gesehen werden, sondern vielmehr als Möglichkeit, 

über separate Kanäle genau kalibrierte Botschaften zu senden. Dies erfordert jedoch 

auch eine klare Sicht auf chinesische Motivationen und ihre Vereinbarkeit mit europäi-

schen Zielvorstellungen.

CHINA ALS ILLIBERALE ODER ANTILIBERALE MACHT?

Die stetige Entfaltung chinesischer Macht in der Welt begründet seit einigen Jahren ein 

reges Interesse an den dahinterstehenden Visionen und normativen Vorstellungen. Von 

zentraler Wichtigkeit ist, inwieweit ein stärkeres China bereit ist, die existierende und 

nicht zuletzt von Europa mitgetragene liberale Weltordnung zu akzeptieren und in  

welchem Bereich ein fundamentaler Wandel angestrebt wird. Generell lässt sich kons-

tatieren, dass – ebenfalls im Gegensatz zum Kalten Krieg – kein allumfassender Wider-

spruch zwischen liberalen und chinesischen Ordnungsbildern besteht. China verdankt 

seinen eigenen Aufstieg einer globalisierten, vernetzten und wirtschaftlich offenen 

Welt. Auf internationaler Bühne fordert China konsistent, diese Merkmale der interna-

tionalen Ordnung zu bewahren, zuletzt in expliziter Abgrenzung zu den protektionis

tischen Bestrebungen der Trump-Regierung und anderer westlicher Politiker. Insbeson-

dere durch die „Belt-and-Road“-Initiative (BRI), die „Neue Seidenstraße“, die der 

Globalisierung wortwörtlich neue Wege bahnen soll, wird diese Forderung auch prak-

tisch untermauert. Die Parole von der so entstehenden globalen „Schicksalsgemein-

schaft“ spiegelt chinesische Vorstellungen einer von Beziehungen und Verknüpfungen 

geprägten Welt wider, in der dasjenige Land im Mittelpunkt steht, in dem die meisten 

Linien zusammenlaufen. Die Konstruktion von Transportkorridoren, die auf China 

ausgerichtet sind, erfüllt daher neben wirtschaftlichen auch politische Ordnungsziele 

(→ Rolland 2017). 

Zusätzlich zur Etablierung eigener, chinesisch geprägter Institutionen wie der Asian 

Infrastructure Investment Bank (AIIB) zur Finanzierung der BRI betont Peking seinen 

Führungsanspruch auch verstärkt innerhalb des Systems der Vereinten Nationen (VN). 

China beteiligt sich an Friedenssicherungs- und Stabilisierungseinsätzen, betont glo

bale Entwicklungsziele und den Kampf gegen Herausforderungen wie Klimawandel 

und Corona-Pandemie. Auf diese Weise macht China zunehmend Einfluss geltend und 

verwirklicht sein eigenes, lange gehegtes Rollenbild als „verantwortungsvolle Macht“ 

(→ Foot 2001). Auch in diesem Bereich gelang es in den vergangenen Jahren, von den 

USA geräumte Bereiche zu besetzen und eigenes Personal in zahlreichen VN-Agenturen 

zu installieren; VN-interne Diskurse werden parallel immer stärker von chinesischen 

Konzepten und bevorzugten Redewendungen durchdrungen (→ Fung und Lam 2020). 
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Im Gegensatz zu diesen Bereichen, in denen China überwiegend in existierende Welt-

ordnungsstrukturen hineinwächst und diese durchaus auch stärkt, werden andere Ele-

mente des liberalen Modells klar zurückgewiesen. Dies betrifft vor allem die Annahme 

universell gültiger normativer Prinzipien wie Menschenrechte und politischer Teilhabe 

sowie die Pflicht zur deren globaler Durchsetzung. Motiviert durch den Erhalt des eige-

nen Systems, aber auch von genuinen Überzeugungen, stellt Peking dem Status Quo 

eine zunehmend klare Alternative gegenüber, die vor allem nationalstaatliche Souverä-

nität, Wertneutralität bezüglich politischer Systeme, effektive Staatsgewalt statt indi

vidueller Rechte sowie das Primat wirtschaftlicher Entwicklung betont. So macht sich 

China im VN-Menschenrechtsrat stark für eine Interpretation des Begriffs der Men-

schenrechte, welche die ökonomischen Rechte und insbesondere ein „Recht auf Ent-

wicklung“ ins Zentrum stellt (→ Richardson 2020). Legitim ist nach diesen Kriterien 

vor allem der wirtschaftlich erfolgreiche Entwicklungsstaat, dessen Souveränität von 

außen nicht angetastet werden darf – was nicht nur dem Schutz von Chinas eigenem 

Regime dient, sondern auch ähnlich verfassten Staaten in aller Welt.

Diese Agenda erfordert jedoch aus chinesischer Sicht keinen Systemwettbewerb durch 

die Konversion anderer Staaten, sondern sie lässt sich durch die schleichende Schwä-

chung liberaler Ordnungsvorstellungen und ihres weltweiten normativen Druckpoten-

zials erreichen. Während der Aufbau einer neuen, China-zentrischen Weltordnung ein 

langfristiges Projekt ist, das bislang kaum Unterstützung erfährt, kann Peking für das 

Ziel einer nicht-liberalen Ordnung auf deutlich größeren Rückhalt in zahlreichen post-

kolonialen Staaten und Entwicklungsländern bauen, teils aber auch bei illiberalen Regi-

men in westlichen Ländern. Eine solche Koalition konnte Peking bereits mobilisieren, 

um von Deutschland und anderen europäischen Staaten vorgebrachte Kritik am eige-

nen Vorgehen in Xinjiang und Hong Kong mit Zuspruch aus dem Globalen Süden zu 

kontrastieren (→ Kinzelbach 2020).

Im Umgang mit China stellt sich die Herausforderung, in zahlreichen einzelnen (friedens-)

politischen Themenbereichen nicht nur die kurzfristige Interessenlage auszuloten, 

sondern auch zu überlegen, wie diese Interaktionen die Welt, in der wir leben, und die, 

in der wir in Zukunft leben wollen, prägen. Eine für alle Politikbereiche verbindliche 

China-Strategie als Leitschnur kann und wird es angesichts dieser Komplexität nicht 

geben. Das gleichzeitige Nebeneinander von Partnerschaft, Wettbewerb und Rivalität 

mit China wird auch in Zukunft widersprüchliche, deshalb aber nicht notwendigerweise 

falsche Bilder des Landes zeichnen. Dies unterstreicht ein Blick auf fünf Einzelthemen, 

an der Schnittstelle von China- und Friedensforschung: die Umsetzung der BRI, Territo

rialkonflikte an Chinas Peripherie, der repressive Umgang mit innerstaatlichen Konflik-

ten, die Teilnahme an internationalen Stabilisierungseinsätzen und die strategische 

Wirtschafts- und Handelspolitik. Gemein ist diesen Themen, dass sie nicht nur einzel-

ne Dimensionen der chinesisch-europäischen Beziehungen abbilden und daher als  

Beispiele für „Partnerschaft“ oder „Rivalität“ dienen können – vielmehr zeigen sich 

selbst innerhalb dieser eng umrissenen Felder diese widersprüchlichen Impulse. 
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F.2 	�� Belt-and-Road-Initiative

D ie chinesische BRI gilt seit ihrem offiziellen Start 2013 als Ausweis von Chinas 

globalen Ambitionen. Während das Projekt ursprünglich als reine Infrastruktur-

maßnahme galt und vor allem durch das enorme Volumen darunter veranschlagter In-

vestitionen hervorstach, kommt ihm in der öffentlichen Wahrnehmung inzwischen 

eine weit größere Rolle zu: Vor allem amerikanische Analysen interpretieren die BRI 

überwiegend als geopolitisches Projekt, mit dem China beabsichtigt, die beteiligten 

Staaten wirtschaftlich zu durchdringen, in seinen politischen Orbit zu ziehen und 

schlussendlich eine sinozentrische Weltordnung wiederherzustellen (→ Rolland 2017).  

In der Umsetzung bleiben chinesische Infrastrukturprojekte oft weit hinter etablierten  

internationalen Standards für Nachhaltigkeit, Transparenz, Umweltverträglichkeit und 

Konfliktsensitivität zurück. Zuletzt wurde häufig der Vorwurf laut, Peking betreibe eine 

„Schuldenfallen-Diplomatie“ und vergebe gezielt Kredite an Staaten, die diese langfris-

tig nicht bedienen können, um sich im Rahmen einer Restrukturierung politischen Ein-

fluss zu sichern. 

Vor allem das letzte Argument stützt sich auf eine sehr begrenzte empirische Basis und 

ignoriert, wie sehr die Implementierung der BRI in lokalen Kontexten von örtlichen  

politischen Eliten, die eigene Interessen verfolgen und häufig auch durchsetzen können, 

mitgeprägt wird. Zudem gerät außer Acht, dass zahlreiche BRI-Mitgliedsländer ein her-

ausforderndes Umfeld darstellen, politisch wie wirtschaftlich sehr fragil sind und ent-

sprechend große Risiken für Investitionen bergen. Unter diesen Umständen ist chinesi-

sches Kapital oft die einzige Möglichkeit, ambitionierte nationale Entwicklungsziele 

umzusetzen. Schließlich punkten chinesische Offerten mit ihrem expliziten Verzicht 

auf daran geknüpfte politische Reformbedingungen, was in souveränitätsorientierten 

postkolonialen Staaten auf reges Interesse stößt. Betrachtet man die BRI von der Nach-

frageseite, also aus lokaler Perspektive, so müssen sich auch europäische Akteure fra-

gen, ob die eigenen Entwicklungshilfe-Angebote diese Lücke nicht erst offengelassen 

haben.

Welchen Einfluss die BRI letztlich auf die Welt haben wird, wird demnach nicht nur 

von Strategen in Peking entschieden, sondern ergibt sich aus komplexen und lokal spe-

zifischen Wechselwirkungen. Durch chinesische Investitionen fließen erhebliche Res-

sourcen in tief gespaltene Gesellschaften und eröffnen ihnen im besten Fall neue, ge-

meinsame Entwicklungsperspektiven – bergen aber auch das Potenzial, existierende 

Konflikte zu verschärfen, wenn Kosten und Nutzen sehr ungleich verteilt sind. 

Die „neue Seidenstraße“: 

chinesische  

Infrastrukturprojekte 

Risiken und Potenziale 

der BRI
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Der Umgang mit solchen Herausforderungen ist für chinesische Unternehmen Neuland, 

wie auch für viele der betroffenen Länder selbst. Entsprechend mangelt es an Kapazitä-

ten zur Konfliktanalyse, Stakeholder-Einbindung oder der Wahrnehmung sozialer Ver-

antwortung. Wo in China selbst ein mächtiger Zentralstaat Entwicklungsziele festlegt 

und Infrastrukturprojekte durchführt, bietet sich in vielen BRI-Mitgliedsländern ein 

schwer zu durchdringendes Dickicht instabiler Institutionen, miteinander verfeindeter 

Gruppen und häufig wechselnder politischer Führungen. 

Quelle → F  /471	 Verhältnis zwischen chinesischen Infrastruktur-Investitionen unter der BRI  

und Konfliktanfälligkeit der Empfängerländer
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Diese Tatsachen sollen die bislang verbesserungsfähige Implementierung der BRI nicht 

entschuldigen, zeichnen jedoch ein differenzierteres Bild als die verbreitete Darstellung 

eines chinesischen Masterplans zur Erringung globaler Vorherrschaft. Politische Risiken 

werden auch in China zunehmend erkannt und haben bereits dazu geführt, dass Aus-

landsinvestitionen in besonders gefährdete Staaten gedrosselt wurden. Das eigene finan-

zielle Risiko bedingt zudem ein chinesisches Interesse an der Stabilisierung dieser Länder 

und macht Peking ebenfalls zum Stakeholder. Vor Ort wird mit politischen Strategien 

zur Einbindung verschiedener politischer Gruppen experimentiert, wenngleich meist 

auf nationaler Ebene. Als Zukunftsziele wurden eine „grünere“, nachhaltigere BRI und 

höhere Umweltstandards bei der Projektgestaltung versprochen, was einige der promi-

nentesten Ursachen für lokale Beschwerden aufgreift. 

Damit bietet sich zudem ein bislang wenig genutztes Potenzial, internationale Expertise 

insbesondere in den Bereichen Konfliktsensitivität und Nachhaltigkeit einzubinden. 

Idealerweise könnte dies in eine umfassende Kooperation münden, welche die europä

ische Entwicklungshilfe, Wissenschaft und auch Zivilgesellschaft einbezieht, die auf 

diesem Gebiet komplementäre Stärken haben. Entsprechende Angebote sollten daher 

gemacht werden, von der Mitarbeit in bereits existierenden Kooperationsplattformen 

wie der „BRI International Green Development Coalition“ bis hin zur aktiven Etablie-

rung neuer Formate, wie sie im Bereich Konfliktsensitivität noch fehlen. Die chinesische 

Seite müsste jedoch eine größere Bereitschaft zur Öffnung der BRI und Akzeptanz für 

konstruktive Kritik zeigen. 

BRI  
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F.3 	�� Territorialkonflikte

E ine sehr unmittelbare sicherheitspolitische Herausforderung durch den Aufstieg 

Chinas ergibt sich durch die zahlreichen offenen Territorialkonflikte des Landes 

mit seinen Nachbarn. Obwohl seit 1990 mehrere solche Dispute vor allem mit Staaten 

der früheren Sowjetunion friedlich beigelegt werden konnten, sind zahlreiche weitere 

noch offen. Besonders prominent und konfliktträchtig sind Pekings Ansprüche auf die 

Gesamtheit des Staatsgebiets der Republik China (Taiwan), im Südchinesischen Meer 

gegenüber insgesamt sechs anderen Anrainerstaaten, im Ostchinesischen Meer gegen-

über Japan und auf zwei von Indien gehaltene Gebiete. 

Entlang dieser Linien kommt es regelmäßig zu Zwischenfällen bis hin zu niederschwel-

ligen militärischen Auseinandersetzungen, zuletzt im Sommer 2020 mit Indien. China 

hat im Zuge seiner Aufrüstung immer mehr Truppen und militärische Ausrüstung ent-

lang der umstrittenen Gebiete konzentriert, zudem wird die eigene Präsenz durch  

Infrastrukturbau und Landumgestaltung gestärkt. Diese Maßnahmen werden von den 

meisten betroffenen Staaten als direkte Bedrohung interpretiert und trugen mehrfach 

zum Ausbruch von militärischen Auseinandersetzungen bei. Deeskalationsmechanis-

men existieren zwar, werden aber nicht immer genutzt und sind teils selber Opfer stei-

gender Spannungen. Durch die sicherheitspolitische Kooperation zahlreicher Rivalen 

Chinas mit den USA schlagen überdies die Spannungen zwischen den beiden Super-

mächten direkt auf lokale Konflikte durch.

Die Aufrüstung und Militarisierung der Grenzkonflikte haben in den vergangenen Jah-

ren verständlicherweise am meisten Aufmerksamkeit erregt, werden jedoch in China 

selbst nicht als Königsweg zur Lösung der Streitigkeiten im eigenen Sinn gesehen. Viel-

mehr überwiegt die Erwartung, dass der eigene wirtschaftliche Aufstieg und die immer 

größere Abhängigkeit der Nachbarn von Chinas Markt diese letztlich zu Kompromissen 

zwingen wird. Diese Trends würden kleinere Staaten demnach empfänglich für eine 

„Zuckerbrot-und-Peitsche“-Strategie machen, die Wohlverhalten durch Investitionen 

und Hilfsleistungen belohnt und umgekehrt Widerstand durch Importbeschränkungen 

und andere wirtschaftliche Druckmittel bestraft → 2 /35. 

Konfliktträchtige  
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Ein Ansatzpunkt für diese Strategie bot sich mit dem Regierungswechsel in den Philip-

pinen 2016, als der neugewählte Präsident Duterte einen Politikschwenk einleitete, der 

vielen als Paradebeispiel für ein erkauftes Wohlverhalten erscheint. Den Philippinen 

gelang es, chinesische Finanzierungsversprechen für eine große Zahl von Infrastruk-

turprojekten zu gewinnen, mit denen Dutertes „build, build, build“-Programm umge-

setzt werden sollte. Im Gegenzug verzichteten sie darauf zu versuchen, ein ebenfalls 

2016 erfolgtes Schiedsgerichtsurteil durchzusetzen, das die chinesischen zugunsten 

der philippinischen Ansprüche im Südchinesischen Meer drastisch beschränkt. 

Ein genauerer Blick zeigt jedoch, dass China nicht eindeutig als Gewinner aus der ge-

kauften philippinischen Nachgiebigkeit hervorging. So vollendete es zwar die Befesti-

gung und die Bewaffnung der künstlichen Inseln, die es in den Jahren davor im Gefolge 

der einseitigen philippinischen Anrufung des Schiedsgerichts errichtet hatte, versuchte 

aber nicht, weitere chinesisch kontrollierte Erhebungen auszubauen. Auch sank die Zahl 

von Zusammenstößen unter Beteiligung von Schiffen der Küstenwache, die zuvor be-

ständig gestiegen war, seit dem Politikschwenk der Regierung Duterte beinahe auf null. 

Chinesisches Kapital 

gegen philippinisches 

Wohlverhalten?

Quelle → F  /47
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Die philippinische Nachgiebigkeit lässt sich jedoch nicht auf eine wachsende Abhängig-

keit von China zurückführen. So steht China gerade einmal für knapp 3 % der philippi-

nischen Entwicklungshilfe (Japan für 39 %), der 2018 und 2019 sprunghaft angestiege-

ne Anteil Chinas an Direktinvestitionen in den Philippinen nimmt derzeit wieder stark 

ab, auch hält China ganze 1,5 % der philippinischen Auslandsschulden, ein marginaler 

Prozentsatz gegenüber den 17 %, die japanische Geldgeber halten. Gleichzeitig gelang 

es den Philippinen, angesichts der chinesisch-japanischen Sicherheitskonkurrenz große 

Unterstützungsleistungen von Japan zur Stärkung der eigenen Küstenwache zu erhal-

ten. Den Schiedsspruch kann die philippinische Regierung weiterhin glaubhaft in  

der Hinterhand halten, um die chinesische Seite in Abständen daran zu erinnern, dass  

die philippinische Rücksichtnahme ihren Preis hat, der dauerhaft zu entrichten ist  

(→ Kreuzer 2018). 

Anhand dieses Beispiels zeigen sich die Grenzen von Chinas wirtschaftlicher Druck

strategie: Selbst für deutlich schwächere und ärmere Staaten haben die eigenen Souve-

ränitätsansprüche einen so hohen Stellenwert, dass ein Ausverkauf kaum vorstellbar 

ist. Die Gefahr, durch wirtschaftliche Abhängigkeit in Chinas politischen Orbit zu rut-

schen, hat in zahlreichen Nachbarstaaten inzwischen zu wirtschaftlichen und sicher-

heitspolitischen Diversifizierungsbestrebungen geführt, die in Zukunft auch Europa 

stärker betreffen werden. Dies schlug sich bereits in der Etablierung einer strategischen 

EU-ASEAN-Partnerschaft und spezieller Indopazifik-Strategien seitens Frankreichs 

und Deutschlands nieder. In Südostasien gilt die EU als erstrebenswerter Partner, der 

vor allem durch glaubwürdiges Eintreten für eine regelbasierte und multilaterale Ord-

nung punktet (→ Seah et al. 2021). Dies ließe sich nutzen, um Europa als neutrale,  

wertebasierte Kraft zu etablieren, die auf alle Konfliktparteien gleichermaßen einwirkt. 

Der gute Ruf Europas gebietet jedoch auch, in Bezug auf internationales Recht und 

konkrete Urteile nicht nur gegenüber China auf Anerkennung zu pochen, sondern ge-

genüber allen Konfliktparteien mit Territorialansprüchen. Auch externe Akteure wie 

die USA oder Japan sollten daran erinnert werden, ihre eigenen, andernorts erhobenen 

Ansprüche auf ausschließliche Wirtschaftszonen entsprechend zu überprüfen. 

Europa als  

Konfliktvermittler
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F.4 	�� Innerstaatliche Konflikte und Menschenrechte

K onflikte existieren nicht nur entlang von Chinas Außengrenzen, sondern auch im 

Land selbst. Dies wurde in den vergangenen Jahren durch die Unruhen in Xin

jiang und Hong Kong deutlich, auf die der Staat jeweils extrem repressiv reagierte – im 

Falle Xinjiangs mit einer beispiellosen Inhaftierungs- und Überwachungskampagne, 

die zu schwersten Menschenrechtsverstößen führte; im Falle Hong Kongs mit einem 

neuen Sicherheitsgesetz, das dort bislang existierende bürgerrechtliche Freiräume 

drastisch einschränkt.

Das chinesische Vorgehen in beiden Fällen ist nicht nur durch seine Vehemenz bemer-

kenswert, sondern auch illustrativ für das zugrundeliegende Denken über Konfliktur-

sachen und deren Beilegung. In chinesischen Auseinandersetzungen mit beiden Themen 

findet sich eine Fixierung auf wirtschaftliche Ungleichheit als Kernproblem, entweder 

in Form regionaler Unterentwicklung (Xinjiang) oder einer prekär lebenden Jugend 

(Hong Kong). Fragen ethnischer Identität und politischer Selbstbestimmung rücken 

demgegenüber in den Hintergrund. 

Aus dieser Überzeugung ergeben sich Lösungsansätze, die sich drastisch von westlichen 

Vorstellungen politischer Konfliktbeilegung unterscheiden. In Xinjiang sollen die „men-

talen Viren“ Islamismus und Separatismus durch eine Zwangsmodernisierung ausge-

rottet werden, die neben den bekannten Umerziehungsmaßnahmen auch die staatlich 

verordnete Angleichung an Han-chinesische Lebensmuster beinhaltet, vom Mandarin- 

Gebrauch im Alltag bis hin zur Nutzung von Konsumgütern und Unterhaltungsangeboten 

(→ Byler 2018). In Hong Kong wurden Programme zur Linderung der Wohnungsknapp-

heit aufgelegt und Studierenden gut bezahlte Arbeitsplätze auf dem boomenden Fest-

land in Aussicht gestellt – zweifellos existierende Probleme, die jedoch bei den Protesten 

kaum eine Rolle spielten.

Die Annahme, dass sich politische Konflikte und Instabilität durch wirtschaftliche Ent-

wicklung lösen lassen, wird in Zukunft auch chinesisches Handeln jenseits der eigenen 

Grenzen prägen. In den VN, wo China zuletzt wieder in den Menschenrechtsrat gewählt 

wurde, betonen chinesische Diplomaten das Primat eines „Rechts auf Entwicklung“ und 

die friedensstiftende Wirkung von Armutsreduktion. Die Notwendigkeit staatlicher 

Handlungsfähigkeit in diesem Bereich begründet demnach im Zweifelsfall auch deren 

Vorrang vor individuellen Freiheitsrechten.

Repression und  

Menschenrechts

verstöße in China

Chinesische Fixierung 

auf ökonomische  

Ungleichheit als Kon-

fliktursache 
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Dieser Ansatz entspringt nicht nur aus einer opportunistischen Abwehrhaltung gegen 

internationale Kritik und dürfte sich auch durch Chinas Mitarbeit und Sozialisierung  

in den entsprechenden internationalen Institutionen nicht ändern. Vielmehr speist er 

sich direkt aus der eigenen historischen Erfahrung von Konflikt und dessen Überwin-

dung: Im 19. und frühen 20. Jahrhundert wurde das Land Opfer von extremer Gewalt 

und Staatszerfall, oft herbeigeführt durch die Einwirkung externer Mächte. Dies kon

trastiert klar mit dem Anbruch des Reformzeitalters Ende der 1970er Jahre und einer 

dramatischen Wende hin zu Stabilität, Wohlstand, Sicherheit und internationalem An-

sehen. Der Begriff der „Entwicklung“ ist für diese Trendwende zentral und seither mit 

rundum positiven Erwartungen auch im politischen Sinn behaftet. Entwicklung wieder-

um setzt eine funktionierende, notfalls autoritäre Staatlichkeit voraus – auch wenn diese 

im Falle Chinas während der Mao-Ära selber zum Quell von ideologisch inspirierter 

Gewalt und Chaos wurde. Daraus ergibt sich nicht nur ein Verhältnis von Staat und 

Mensch, das der westlich-liberalen Vorstellung vom unbedingten Vorrang des letzteren 

entgegensteht, sondern auch ein Ansatz zur Konfliktlösung, dessen Prioritäten in der 

(Re-)Etablierung des Staatswesens und der Bereitstellung wirtschaftlicher Chancen  

bestehen (→ Yuan 2020). 

Das Modell einer Befriedung durch Entwicklung ist dabei nicht auf China begrenzt, 

sondern wird von einigen chinesischen Experten inzwischen auch zur Nachahmung 

empfohlen (Kuo 2020); Chinas Diplomaten verbreiten ähnliche Anregungen auch auf 

VN-Ebene. Der bestehende, unüberbrückbare normative Widerspruch zu europäischen 

Kernwerten wird sich demnach auch dort und im Umgang mit Drittstaaten niederschla-

gen, wo Europa bessere Möglichkeiten zum Dagegenhalten hat und diese auch nutzen 

sollte. Eine Reduktion von Menschenrechten auf ökonomische Teilhabe oder von Kon-

fliktursachen auf Armut ist genauso abzulehnen wie die Verfestigung autoritärer Struk-

turen im Interesse ungestörter Entwicklung. Dies erfordert ein konzertiertes, einheit

liches Vorgehen von EU-Repräsentanten in VN-Organen wie dem Menschenrechtsrat, 

der Peacebuilding-Kommission und den Entwicklungsdepartements, um dem Einsi

ckern entsprechender Formulierungen und Politikentwürfe entgegenzutreten.

EU muss der Reduktion 

der Menschenrechte  

auf ökonomische Ent-

wicklung entgegentreten
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F.5 	�� Stabilisierungseinsätze

B ei dem Ziel der Stabilisierung afrikanischer Staaten scheint es einen recht starken 

Konsens zwischen China und der westlichen Staatengemeinschaft zu geben. Die 

weitere Ausbreitung islamistischer Gruppen im Sahel bedroht nicht nur außen-, ent-

wicklungs- und migrationspolitische Ziele der EU, sondern auch die Sicherheit und 

den weiteren Ausbau der kontinentalen Infrastrukturprojekte im Rahmen der BRI.  

China betreibt dabei in Afrika – genau wie westliche Führungsmächte – eine Strategie, 

die multilaterale und bilaterale Komponenten miteinander verbindet.

So veröffentlichte China im September 2020 ein Weißbuch, das eine Bestandsaufnahme 

der chinesischen Beteiligung an den Friedensmissionen der VN seit den 1990er Jahren 

vornahm. Unter Xi Jinping wurde nicht nur der Aktionsradius der chinesischen Armee 

durch den Aufbau einer global einsatzfähigen Marine ausgeweitet. Das Mandat wurde 

generell neu formuliert und reflektiert nun die negativen Effekte von (Bürger-)Kriegen 

und bewaffneten Konflikten in den Ländern und Weltregionen, in denen chinesische 

Unternehmen und Banken aktuell den Aufbau der BRI vorantreiben. Piraterie und mari-

timer Terrorismus in den Gewässern vor Somalia sind auch der chinesischen Regie-

rung ein Dorn im Auge – seit 2009 beteiligt sich China dort an der Eindämmung der 

Piraterie. Die Eröffnung eines chinesischen Marine-Stützpunktes in Djibouti (2016) ist 

damit nicht notwendigerweise ein Indiz für eine militärische Dimension der chinesischen 

Seidenstraßen-Korridore, sondern auch im Lichte der Anti-Piraterie-Mission zu lesen.

Chinesisches Engage-

ment für Stabilisierung 

in Afrika

 

  

  

  
  

  
  

  

  
  

Quelle → F  /473	 Chinesische Teilnahme an Friedensmissionen der VN 

Volksrepublik 
China

MINUSCA
Zentralafrikanische Republik

2020–bis heute

MINUSMA
Mali 2013–bis heute

MINURSO
Westsahara 1991–bis heute

UNAMID
Sudan (Dafur) 2007–bis heute

UNOMSIL / UNAMSIL
Sierra Leone 1998–1999 / 1999–2005

UNOMIL / UNMIL
Liberia 1993–1997 / 2003–2017

UNOCI
Côte d’Ivoire 2004–2017

UNMIS / UNMISS
Sudan, Südsudan 2005–2011 / 2011–bis heute

UNMEE
Äthiopien, Eritrea 2000–2008

UNIKOM
Irak, Kuwait 1991–2003

UNSMIS
Syrien 2012

UNTSO
Israel, Naher Osten 1990–bis heute

UNFICYP
Zypern 2011–2014

UNIFIL
Libanon 2006–bis heute

ONUMOZ
Mosambik 1993–1994

ONUB
Burundi 2004–2006

UNISFA
Sudan, Südsudan (Abyei) 2011

UNMIT
Timor-Leste 2006–2012

UNAMIC / UNTAC
Kambodscha
1991–1992 / 1992–1993

MONUC / MONUSCO
Demokratische Republik Kongo
2001–2010 / 2010–bis heute
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Die chinesische Regierung begrüßt offiziell den Aufbau afrikanischer Institutionen zur 

Friedenssicherung und sagte der Afrikanischen Union (AU) 2015 über einen Zeitraum 

von fünf Jahren 100 Mio. US-$ zum Ausbau der Afrikanischen Friedens- und Sicher-

heitsarchitektur zu. Auch wenn EU-Zusagen weiterhin sehr viel wichtiger für die Finan-

zierung der Friedensmissionen sind, kommt der Ankündigung Xis auf dem Forum für 

China-Afrika-Kooperation (FOCAC) 2018, einen chinesischen Fonds für „Frieden und 

Sicherheit“ in Afrika aufbauen zu wollen, eine hochgradig symbolische Bedeutung zu, 

die Chinas globale Statusansprüche als Großmacht untermauert.

Zugleich beteiligt sich China an Friedensmissionen der VN in Afrika – und ist derzeit in 

die MINURSO (westliche Sahara), UNAMID (Darfur), MONUSCO (Kongo), UNMISS 

(Süd-Sudan), MINUSMA (Mali) und MINUSCA (Zentralafrika) eingebunden → 1 /56. 

Unter Xi Jinping hat China 2014 zudem erstmals in seiner Geschichte Kampftruppen 

zur Beteiligung an VN-Missionen entsendet – zunächst zum Einsatz im Süd-Sudan, 

später erweitert um die VN-Mission in Mali. Parallel hierzu verfolgt das chinesische 

Verteidigungsministerium eine bilaterale Militärkooperation, zu der hochrangige afri-

kanische Militärvertreter zu Beratungen über Friedenspolitik und friedenssichernde 

Maßnahmen für Afrika eingeladen werden. 

Doch ist Chinas Rolle in den bewaffneten Konflikten und Bürgerkriegen in Afrika nicht 

unumstritten. Wie Berichte des Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI bele-

gen, ist China 2020 zum weltweit zweitgrößten Waffenproduzenten aufgestiegen (nach 

den USA) und zum weltweit fünftgrößten Rüstungsexporteur (→ SIPRI 2020) → 3 /100. 

Schätzungen zufolge stammten 17 % der afrikanischen Waffenimporte im Zeitraum 

2013-2017 aus China, ein Anstieg von über 50 % verglichen mit den Jahren 2008-2012. 

Für einige afrikanische Staaten ist China bereits zum wichtigsten Rüstungslieferanten 

avanciert. Immer wieder kursieren auch Meldungen über weitere, nicht offiziell doku-

mentierte Rüstungsgeschäfte chinesischer Unternehmen mit Rebellenorganisationen 

und Lieferungen in Bürgerkriegsregionen. 

Chinesische Unternehmer sehen sich in Afrika mit akuten Sicherheitsbedrohungen 

konfrontiert und versuchen sich mithilfe privater chinesischer Sicherheitsfirmen zu 

schützen. Chinesische Kampftruppen könnten zudem in Friedensmissionen eingesetzt 

werden, bei denen die andere Seite mit chinesischen Waffen aufgerüstet wurde. Diese 

Dilemmata werden auch in Peking diskutiert. Über kurz oder lang dürfte auch aufsei-

ten Chinas eine Abkehr von der bisherigen nicht-konditionalen, „neutralen“ Außen

(handels)politik erfolgen – zumal die chinesische Gleichung des „Developmental Peace“, 

die Reduzierung von Konflikten durch die Bereitstellung von Entwicklungsmöglichkeiten 

und Armutsbekämpfung, auf dem afrikanischen Kontinent bislang nicht aufgegangen ist.

China ist wichtiger 

Rüstungslieferant für 

afrikanische Staaten
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Umstritten sind schließlich auch die Effekte des chinesischen Vorgehens für die Regime

dynamiken in Afrika. Immer wieder wird spekuliert, dass China eine Schlüsselrolle in 

den dortigen Autokratisierungsprozessen spielen könnte. Peking selbst betont hingegen, 

einen neutralen außenpolitischen Kurs zu verfolgen und an dem Prinzip der Nichtein-

mischung festzuhalten. Neben China nehmen aber auch andere Autokratien wie Russ-

land und die Golfstaaten dort größeren Einfluss, und auch westliche Staaten unterstüt-

zen seit vielen Jahren autokratische Regime wie Uganda, Ruanda oder Äthiopien.

Vor dem Hintergrund der geteilten Sicherheits- und Stabilitätsinteressen in Afrika be-

steht ein Potenzial zur weiteren Koordinierung gemeinsamer Lösungsmodelle, sowohl 

im VN-Rahmen als auch bei der Stärkung afrikanischer Kapazitäten. Gerade deshalb 

ist es wichtig, China als Partner und nicht als Rivalen in der europäischen Afrika-Poli-

tik zu begreifen und zugleich auf multilaterale Regelwerke hinzuarbeiten, welche euro-

päische Normen und Ziele langfristig absichern. Bislang gibt es auch keine Belege für 

eine aktive chinesische Autokratie-Förderung oder Unterhöhlung europäischer Projekte 

in Afrika. Eine weitere europäische Unterstützung demokratischer Regime und zivilge-

sellschaftlicher Akteure begründet daher keinen Interessenwiderspruch mit Peking → 5. 
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F.6 	�� Handels- und Technologiepolitik

E in letztes Beispiel für das komplexe Zusammenspiel zwischen geteilten und wider-

streitenden Interessen, wie auch deren stetiger Reinterpretation, findet sich in den 

Handelsbeziehungen der EU mit China. Diese galten lange als harmonischstes Feld und 

exemplarisch für die vielbeschworene „win-win-Kooperation“. Jedoch beurteilen die 

EU und China die Handelsbeziehungen zunehmend unter strategischen Gesichtspunk-

ten. Insbesondere die Corona-Pandemie-bedingten Lieferkettenunterbrechungen und 

die schwerwiegenden Auswirkungen auf Gesundheit und Wirtschaft haben in den ver-

gangenen Monaten Alarmglocken in den Hauptstädten Europas läuten lassen. Die öko-

nomische Abhängigkeit von China sei schlichtweg zu groß und sollte reduziert werden. 

Dabei gerät aus dem Blick, dass ökonomische Abhängigkeit beiderseitig verläuft, denn 

auch China braucht europäische Produkte und Technologie. Wie → 4 /42 zeigt, hat der 

europäische Anteil von Chinas Industriegüterimporten in vielen Bereichen sogar zuge-

nommen. Diese Abhängigkeit kann konflikthemmend wirken, denn wirtschaftliche 

Verflechtungen erhöhen die Kosten, einen Konflikt eskalieren zu lassen.

Doch ebendiese bilateralen wirtschaftlichen Beziehungen stehen sowohl in China als 

auch in der EU zunehmend auf dem Prüfstand. EU-China-Beziehungen sind zwar nach 

wie vor primär wirtschaftlicher Natur, aber menschenrechtliche, geopolitische und si-

cherheitspolitische Erwägungen treten zunehmend in den Vordergrund von Handels- 

und Technologiepolitik. Ökonomische und technologische Abhängigkeiten werden so 

zum Druckmittel der Durchsetzung nationaler Interessen. 

Wechselseitige wirt-

schaftliche Abhängig-

keit zwischen China 

und Europa kann  

Konflikte vermeiden

Quelle → F  /47

Lebensmittel (industrielle Maschinen)

Textilbearbeitungsmaschinen

Werkzeugmaschinen für Metallbearbeitung

Kautschuk/Kunststoff Maschinen

Industrieroboter

Halbleiter und Wafer (Industriemaschinen)

0	 10	 20	 30	 40	 50	 60	 70	 80	

Werkzeugmaschinen  
für die Bearbeitung von Schwermetallen

in %

4	 EU-Anteil an Chinas Industriemaschinen-Importen, ausgewählte Kategorien

2018

2010

https://doi.org/10.14361/9783839457863-006 - am 14.02.2026, 15:40:14. https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839457863-006
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


43

F

friedensgutachten / 2021 

Bereits seit Monaten arbeiten China und die EU an neuen Instrumenten, die zu einer 

wirtschaftlichen Entkopplung und damit zum Wegfall gemeinsamer Interessen beitra-

gen können. Beispiele sind Exportkontrollen und verschärfte Investitionskontrollme-

chanismen. Noch sind die wirtschaftlichen Konsequenzen kaum spürbar, europäische 

Unternehmen haben sich nicht aus China zurückgezogen. Im Gegenteil, angetrieben 

durch Chinas Wirtschaftswachstum steigen bilaterale Handels- und Investitionsvolu-

men weiterhin an. Aber die neuen Instrumente verschlechtern die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen und erhöhen Unsicherheit, was Handel und Investitionen lang-

fristig hemmen kann. 

Während in Europa die Politisierung von Handel und Technologie erst seit kurzem an 

Fahrt aufnimmt, unter anderem aufgrund der Lieferkettenunterbrechungen und werte-

basierten Differenzen, setzt China schon lange auf ökonomische und technologische 

Unabhängigkeit. Um nationale Champions zu fördern, beschränkt die Regierung den 

Marktzugang ausländischer Unternehmen. Das trägt dazu bei, dass geteilte wirtschaft-

liche Interessen wegfallen. Pekings Strategie „Made in China 2025“ macht das Streben 

nach Unabhängigkeit explizit, die Kontrollierbarkeit von Technologie rückt in den Fo-

kus von nationaler Sicherheit. Dieser Trend wird sich auch in diesem Jahr fortsetzen. 

Im vergangenen Dezember hat die chinesische Regierung auf der zentralen Arbeitskon-

ferenz Wirtschaft die Stärkung nationaler Forschung und Technologie als höchste wirt-

schaftliche Priorität identifiziert. Durch Investitionen in nationale Forschung sollen 

Lieferketten von Kerntechnologien wie Halbleitern kontrollierbar gemacht und Wert-

schöpfungsketten nach China verlagert werden. Diese Zielsetzungen erschweren die 

Mitwirkung ausländischer Unternehmen auf dem chinesischen Markt. US-Sanktionen, 

gerichtet gegen chinesische Technologiefirmen wie ZTE und Huawei, wirken lediglich 

als Katalysator für diese wirtschaftliche Entkopplung. In Zukunft soll Sanktionen keine 

Angriffsfläche geboten werden. Wirtschaftliche Verflechtungen, bei denen China auf 

Importe angewiesen ist – wie bei Halbleitern und Saatgut –, sind der Regierung deshalb 

ein Dorn im Auge. 

China strebt  

wirtschaftliche und 

technologische  

Unabhängigkeit an

Quelle → F  /47

Anteil Chinas am Gesamthandel von:                       Anteil des jew. Landes am Gesamthandel Chinas

Australien        32,78 % Australien 3,67 %

EU-27 und Großbritannien        16,27 % EU-27 und Großbritannien 13,54 %

Südkorea        23,29 % Südkorea 6,23 %

USA        13,75 % USA 11,86 %

5	 Handelsstruktur ausgewählter Länder und Wirtschaftsräume mit China
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Sitzt China dagegen selbst am längeren Hebel, nutzt Peking asymmetrische Handelsbe-

ziehungen immer offensiver, um nationale Interessen durchzusetzen. Staaten wie Süd-

korea und Australien werden von China bestraft, wenn sie Kritik üben oder als Bedro-

hung gewertet werden. Ein beliebtes Mittel zur Bestrafung sind dabei Unternehmen des 

jeweiligen Landes, deren Abhängigkeit von chinesischen Konsumenten zur wirtschaft-

lichen Waffe wird. 

Zunehmend ist auch Europa betroffen. Nachdem Schweden entschieden hatte, Huawei 

vom nationalen 5G-Ausbau auszuschließen, drohte Chinas Handelsministerium mit 

Vergeltung. Bereits im Dezember 2019 drohte der chinesische Botschafter Deutschland 

mit Konsequenzen für die Autoindustrie, sollte Berlin sich ähnlich entscheiden. Nur 

wenige Tage vor Abschluss des Investitionsabkommens mit der EU, das den Marktzu-

gang für europäische Unternehmen in China verbessern soll, verschärfte Peking Kon

trollmaßnahmen für ausländische Investitionen. 

Das gibt der Regierung ein neues Instrument an die Hand, um unliebsame ausländische 

Unternehmen und indirekt deren Herkunftsstaaten zu sanktionieren. Noch hat China 

davon abgesehen, diese Drohungen gegenüber EU-Mitgliedsstaaten umzusetzen. Die 

gegenseitige ökonomische Abhängigkeit wirkt, der Politisierung von Handel und Wirt-

schaft zum Trotz, als Konfliktbremse. Die EU beliefert China nicht nur mit wichtigen 

Maschinen und Technologien, sondern hat im Vergleich mit Südkorea und Australien 

auch Wirtschaftsbeziehungen mit China, die auf gegenseitiger Abhängigkeit beruhen  

→ 5 /43. Nach Meinung der Autoren ist es angesichts der werte- und sicherheitsbasier-

ten Neubewertung von Handelspolitik im Interesse der EU, wirtschaftliche Verflech-

tungen mit China zu vertiefen, solange Menschenrechte und nationale Sicherheit nicht 

beeinträchtigt werden. 

China sanktioniert 

indirekt durch  

schärfere Kontrollen 

für ausländische  

Investoren
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schlussfolgerungen
 

Europa muss sich in einer Welt orientieren, die in jeder Dimension tiefgreifend von Chi­

na mitgeprägt wird – nicht immer im europäischen Sinn, aber auch nicht im fundamen­

talen Widerspruch dazu. Wie dieser Überblick zeigt, existieren in mehreren friedenspoli­

tisch relevanten Feldern Interessenüberschneidungen und Kooperationsmöglichkeiten. In 

anderen Bereichen wird die Entfaltung chinesischer Macht eher zu einer Zunahme oder 

Zuspitzung von Konflikten führen, wie dies auch schon bei früheren globalen Machtver­

schiebungen der Fall war. Europäisch-chinesische Beziehungen lassen sich vor diesem 

Hintergrund nicht eindimensional als „gut“ oder „schlecht“ bezeichnen, sondern sind 

selbst auf der Ebene von Einzelthemen noch komplex und widersprüchlich. 

Handlungsempfehlungen für die Politik lassen sich daher vor allem auf thematisch eng  

begrenzter Basis ableiten, wo sich die Möglichkeiten und Grenzen von Kooperation ver­

gleichsweise gut abschätzen lassen. Eine solche Aufspaltung trägt nicht nur der aufgezeig­

ten Komplexität Rechnung, sondern hat zudem mehrere praktische Vorzüge: Es können  

konsistente und glaubwürdige Botschaften gesendet werden, die Identifizierung konsens­

fähiger Positionen innerhalb der EU wird vereinfacht und es werden Brandmauern geschaf­

fen, die angesichts vorhersehbarer Streitpunkte trotzdem noch Räume für Kooperation 

bewahren. 

In Fragen der fundamentalen politischen Ausrichtung und mit Blick auf den Umgang mit 

einem sich verschärfenden Konflikt zwischen China und den USA stellt sich für Europa  

eine nochmals kompliziertere Herausforderung. Als generelles Prinzip sollte gelten, sich 

nicht in ein Lager drängen zu lassen, sondern konstruktive Beziehungen zu beiden Seiten  

zu unterhalten. Ein Einschwenken auf die zuletzt in Washington forcierte Linie einer 

„strategischen Entkopplung“ oder gar Einhegung Chinas dient weder europäischen Sach­

interessen noch dem Wunsch nach einer friedlichen, offenen und nicht in Lager getrenn­

ten Welt. Die fundamentalen normativen Trennlinien zwischen Brüssel und Peking sind 

ebenfalls nicht zu übersehen und werden ein Element der Rivalität bleiben. Eine Poli­

tik der strategischen Autonomie und der kritischen, aber nicht gleichen Distanz zu bei­

den Seiten bietet daher die besten Chancen, diesen Differenzen Rechnung zu tragen. Auf 

diese Weise kann Europa eine eigenständige Entspannungspolitik betreiben und das Ver­

trauensdefizit zwischen den beiden Supermächten als Mittler überbrücken. Die Wahr­

nehmung einer solchen Rolle ist aus friedenspolitischer Verantwortung dringend geboten 

und dürfte auch auf rege Unterstützung zahlreicher anderer Staaten treffen, die sich eben­

falls keinen Rückfall in ein starres Blockdenken wünschen.
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